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            Teil 1
Regelungen für Menschen mit Behinderungen 
und von Behinderung bedrohte Menschen
            

         

         
               Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften
               

            

            
                     § 1
Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
                     

                  

                   1 Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem Buch und den für die Rehabilitationsträger
                     geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und ihre volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in
                     der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken.  2 Dabei wird den besonderen Bedürfnissen von Frauen und Kindern mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Frauen und Kinder
                     sowie Menschen mit seelischen Behinderungen oder von einer solchen Behinderung bedrohter Menschen Rechnung getragen.
                  

               

               
                     § 2
Behinderung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Menschen mit Behinderungen sind Menschen, diekörperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie
                     in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit
                     hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können.  2 Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen
                     Zustand abweicht.  3 Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung nach Satz 1 zu erwarten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und
                     sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmäßig
                     im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen Menschen mit Behinderungen mit einem Grad der Behinderung von weniger
                     als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung
                     ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht behalten können (gleichgestellte
                     behinderte Menschen).
                  

               

               

                  (...)

               

            

         

      

      
            Teil 3 
Besondere Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen
(Schwerbehindertenrecht)
            

         

         

         (...)

         
               Kapitel 3
Sonstige Pflichten der Arbeitgeber; Rechte der schwerbehinderten Menschen 
               

            

            

                  (...)

               

               
                     § 163
Zusammenwirken der Arbeitgeber mit der Bundesagentur
für Arbeit und den Integrationsämtern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitgeber haben, gesondert für jeden Betrieb und jede Dienststelle, ein Verzeichnis der bei ihnen beschäftigten schwerbehinderten,
                     ihnen gleichgestellten behinderten Menschen und sonstigen anrechnungsfähigen Personen laufend zu führen und dieses den Vertretern
                     oder Vertreterinnen der Bundesagentur für Arbeit und des Integrationsamtes, die für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle
                     zuständig sind, auf Verlangen vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Arbeitgeber haben der für ihren Sitz zuständigen Agentur für Arbeit einmal jährlich bis spätestens zum 31. März für das
                     vorangegangene Kalenderjahr, aufgegliedert nach Monaten, die Daten anzuzeigen, die zur Berechnung des Umfangs der Beschäftigungspflicht,
                     zur Überwachung ihrer Erfüllung und der Ausgleichsabgabe notwendig sind.  2 Der Anzeige sind das nach Absatz 1 geführte Verzeichnis sowie eine Kopie der Anzeige und des Verzeichnisses zur Weiterleitung
                     an das für ihren Sitz zuständige Integrationsamt beizufügen.  3 Dem Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrat, der Schwerbehindertenvertretung und dem Inklusionsbeauftragten
                     des Arbeitgebers ist je eine Kopie der Anzeige und des Verzeichnisses zu übermitteln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zeigt ein Arbeitgeber die Daten bis zum 30. Juni nicht, nicht richtig oder nicht vollständig an, erlässt die Bundesagentur
                     für Arbeit nach Prüfung in tatsächlicher sowie in rechtlicher Hinsicht einen Feststellungsbescheid über die zur Berechnung
                     der Zahl der Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen und der besetzten Arbeitsplätze notwendigen Daten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Arbeitgeber, die Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen nicht zur Verfügung zu stellen haben, haben die Anzeige
                     nur nach Aufforderung durch die Bundesagentur für Arbeit im Rahmen einer repräsentativen Teilerhebung zu erstatten, die mit
                     dem Ziel der Erfassung der in Absatz 1 genannten Personengruppen, aufgegliedert nach Bundesländern, alle fünf Jahre durchgeführt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Arbeitgeber haben der Bundesagentur für Arbeit und dem Integrationsamt auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur
                     Durchführung der besonderen Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter behinderter Menschen am Arbeitsleben
                     notwendig sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Für das Verzeichnis und die Anzeige des Arbeitgebers sind die mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und
                     Hauptfürsorgestellen abgestimmten Vordrucke der Bundesagentur für Arbeit zu verwenden.  2 Die Bundesagentur für Arbeit soll zur Durchführung des Anzeigeverfahrens in Abstimmung mit der Bundesarbeitsgemeinschaft ein
                     elektronisches Übermittlungsverfahren zulassen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Arbeitgeber haben den Beauftragten der Bundesagentur für Arbeit und des Integrationsamtes auf Verlangen Einblick in ihren
                     Betrieb oder ihre Dienststelle zu geben, soweit es im Interesse der schwerbehinderten Menschen erforderlich ist und Betriebs-
                     oder Dienstgeheimnisse nicht gefährdet werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Arbeitgeber haben die Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen (§ 177 Absatz 1 Satz 1 bis 3 und § 180 Absatz 1 bis 5) unverzüglich nach der Wahl und ihren Inklusionsbeauftragten für die Angelegenheiten
                     der schwerbehinderten Menschen (§ 181 Satz 1) unverzüglich nach der Bestellung der für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle
                     zuständigen Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt zu benennen.
                  

               

               
                     § 164
Pflichten des Arbeitgebers
und Rechte schwerbehinderter Menschen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit schwerbehinderten Menschen, insbesondere mit bei der
                     Agentur für Arbeit arbeitslos oder arbeitsuchend gemeldeten schwerbehinderten Menschen, besetzt werden können.  2 Sie nehmen frühzeitig Verbindung mit der Agentur für Arbeit auf.  3 Die Bundesagentur für Arbeit oder ein Integrationsfachdienst schlägt den Arbeitgebern geeignete schwerbehinderte Menschen
                     vor.  4 Über die Vermittlungsvorschläge und vorliegende Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen haben die Arbeitgeber die Schwerbehindertenvertretung
                     und die in § 176 genannten Vertretungen unmittelbar nach Eingang zu unterrichten.  5 Bei Bewerbungen schwerbehinderter Richterinnen und Richter wird der Präsidialrat unterrichtet und gehört, soweit dieser an
                     der Ernennung zu beteiligen ist.  6 Bei der Prüfung nach Satz 1 beteiligen die Arbeitgeber die Schwerbehindertenvertretung nach § 178 Absatz 2 und hören die in
                     § 176 genannten Vertretungen an.  7 Erfüllt der Arbeitgeber seine Beschäftigungspflicht nicht und ist die Schwerbehindertenvertretung oder eine in § 176 genannte
                     Vertretung mit der beabsichtigten Entscheidung des Arbeitgebers nicht einverstanden, ist diese unter Darlegung der Gründe
                     mit ihnen zu erörtern.  8 Dabei wird der betroffene schwerbehinderte Mensch angehört.  9 Alle Beteiligten sind vom Arbeitgeber über die getroffene Entscheidung unter Darlegung der Gründe unverzüglich zu unterrichten.
                      10 Bei Bewerbungen schwerbehinderter Menschen ist die Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen, wenn der schwerbehinderte
                     Mensch die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdrücklich ablehnt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Arbeitgeber dürfen schwerbehinderte Beschäftigte nicht wegen ihrer Behinderung benachteiligen.  2 Im Einzelnen gelten hierzu die Regelungen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Arbeitgeber stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass in ihren Betrieben und Dienststellen wenigstens die vorgeschriebene
                     Zahl schwerbehinderter Menschen eine möglichst dauerhafte behinderungsgerechte Beschäftigung finden kann.  2 Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitgebern Anspruch auf 
                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwerten und weiterentwickeln können,

                        

                        	
                           bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens,

                        

                        	
                           Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an außerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung,

                        

                        	
                           behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten einschließlich der Betriebsanlagen, Maschinen und Geräte
                              sowie der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsumfelds, der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit, unter besonderer
                              Berücksichtigung der Unfallgefahr,
                           

                        

                        	
                           Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen 

                        

                     

                  

                  unter Berücksichtigung der Behinderung und ihrer Auswirkungen auf die Beschäftigung.  2 Bei der Durchführung der Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1, 4 und 5 unterstützen die Bundesagentur für Arbeit und die Integrationsämter
                     die Arbeitgeber unter Berücksichtigung der für die Beschäftigung wesentlichen Eigenschaften der schwerbehinderten Menschen.
                      3 Ein Anspruch nach Satz 1 besteht nicht, soweit seine Erfüllung für den Arbeitgeber nicht zumutbar oder mit unverhältnismäßigen
                     Aufwendungen verbunden wäre oder soweit die staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen Arbeitsschutzvorschriften oder beamtenrechtliche
                     Vorschriften entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die Arbeitgeber fördern die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen.  2 Sie werden dabei von den Integrationsämtern unterstützt.  3 Schwerbehinderte Menschen haben einen Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere
                     der Behinderung notwendig ist; Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 165
Besondere Pflichten der öffentlichen Arbeitgeber 
                     

                  

                   1 Die Dienststellen der öffentlichen Arbeitgeber melden den Agenturen für Arbeit frühzeitig nach einer erfolglosen Prüfung zur
                     internen Besetzung des Arbeitsplatzes frei werdende und neu zu besetzende sowie neue Arbeitsplätze (§ 156).  2 Mit dieser Meldung gilt die Zustimmung zur Veröffentlichung der Stellenangebote als erteilt.  3 Haben schwerbehinderte Menschen sich um einen solchen Arbeitsplatz beworben oder sind sie von der Bundesagentur für Arbeit
                     oder einem von dieser beauftragten Integrationsfachdienst vorgeschlagen worden, werden sie zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen.
                      4 Eine Einladung ist entbehrlich, wenn die fachliche Eignung offensichtlich fehlt.  5 Einer Inklusionsvereinbarung nach § 166 bedarf es nicht, wenn für die Dienststellen dem § 166 entsprechende Regelungen bereits
                     bestehen und durchgeführt werden.
                  

               

               
                     § 166
Inklusionsvereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Arbeitgeber treffen mit der Schwerbehindertenvertretung und den in § 176 genannten Vertretungen in Zusammenarbeit mit
                     dem Inklusionsbeauftragten des Arbeitgebers (§ 181) eine verbindliche Inklusionsvereinbarung.  2 Auf Antrag der Schwerbehindertenvertretung wird unter Beteiligung der in § 176 genannten Vertretungen hierüber verhandelt.
                      3 Ist eine Schwerbehindertenvertretung nicht vorhanden, steht das Antragsrecht den in § 176 genannten Vertretungen zu.  4 Der Arbeitgeber oder die Schwerbehindertenvertretung kann das Integrationsamt einladen, sich an den Verhandlungen über die
                     Inklusionsvereinbarung zu beteiligen.  5 Das Integrationsamt soll dabei insbesondere darauf hinwirken, dass unterschiedliche Auffassungen überwunden werden.  6 Der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt, die für den Sitz des Arbeitgebers zuständig sind, wird die Vereinbarung übermittelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Vereinbarung enthält Regelungen im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen, insbesondere zur Personalplanung,
                     Arbeitsplatzgestaltung, Gestaltung des Arbeitsumfelds, Arbeitsorganisation, Arbeitszeit sowie Regelungen über die Durchführung
                     in den Betrieben und Dienststellen.  2 Dabei ist die gleichberechtigte Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben bei der Gestaltung von Arbeitsprozessen
                     und Rahmenbedingungen von Anfang an zu berücksichtigen.  3 Bei der Personalplanung werden besondere Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen Anteils von schwerbehinderten Frauen
                     vorgesehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In der Vereinbarung können insbesondere auch Regelungen getroffen werden
                  

                  
                     
                        	
                           zur angemessenen Berücksichtigung schwerbehinderter Menschen bei der Besetzung freier, frei werdender oder neuer Stellen,

                        

                        	
                           zu einer anzustrebenden Beschäftigungsquote, einschließlich eines angemessenen Anteils schwerbehinderter Frauen,

                        

                        	
                           zu Teilzeitarbeit,

                        

                        	
                           zur Ausbildung behinderter Jugendlicher,

                        

                        	
                           zur Durchführung der betrieblichen Prävention (betriebliches Eingliederungsmanagement) und zur Gesundheitsförderung,

                        

                        	
                           über die Hinzuziehung des Werks- oder Betriebsarztes auch für Beratungen über Leistungen zur Teilhabe sowie über besondere
                              Hilfen im Arbeitsleben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In den Versammlungen schwerbehinderter Menschen berichtet der Arbeitgeber über alle Angelegenheiten im Zusammenhang mit der
                     Eingliederung schwerbehinderter Menschen.
                  

               

               
                     § 167
Prävention
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Arbeitgeber schaltet bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im Arbeits- oder
                     sonstigen Beschäftigungsverhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung
                     und die in § 176 genannten Vertretungen sowie das Integrationsamt ein, um mit ihnen alle Möglichkeiten und alle zur Verfügung
                     stehenden Hilfen zur Beratung und mögliche finanzielle Leistungen zu erörtern, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt werden
                     können und das Arbeits- oder sonstige Beschäftigungsverhältnis möglichst dauerhaft fortgesetzt werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig, klärt der
                     Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung,
                     mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden werden
                     und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches
                     Eingliederungsmanagement).  2 Beschäftigte können zusätzlich eine Vertrauensperson eigener Wahl hinzuziehen.  3 Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt hinzugezogen.  4 Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des betrieblichen Eingliederungsmanagements
                     sowie auf Art und Umfang der hierfür erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen.  5 Kommen Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die Rehabilitationsträger
                     oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das Integrationsamt hinzugezogen.  6 Diese wirken darauf hin, dass die erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverzüglich beantragt und innerhalb der Frist des
                     § 14 Absatz 2 Satz 2 erbracht werden.  7 Die zuständige Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem die Schwerbehindertenvertretung,
                     können die Klärung verlangen.  8 Sie wachen darüber, dass der Arbeitgeber die ihm nach dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Rehabilitationsträger und die Integrationsämter können Arbeitgeber, die ein betriebliches Eingliederungsmanagement einführen,
                     durch Prämien oder einen Bonus fördern.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 4
Kündigungsschutz
               

            

            
                     § 168
Erfordernis der Zustimmung
                     

                  

                  Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Menschen durch den Arbeitgeber bedarf der vorherigen Zustimmung
                     des Integrationsamtes.
                  

               

               
                     § 169
Kündigungsfrist
                     

                  

                  Die Kündigungsfrist beträgt mindestens vier Wochen.

               

               
                     § 170
Antragsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Zustimmung zur Kündigung beantragt der Arbeitgeber bei dem für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständigen
                     Integrationsamt schriftlich oder elektronisch.  2 Der Begriff des Betriebes und der Begriff der Dienststelle im Sinne dieses Teils bestimmen sich nach dem Betriebsverfassungsgesetz
                     und dem Personalvertretungsrecht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Integrationsamt holt eine Stellungnahme des Betriebsrates oder Personalrates und der Schwerbehindertenvertretung ein
                     und hört den schwerbehinderten Menschen an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Integrationsamt wirkt in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hin.
                  

               

               
                     § 171
Entscheidung des Integrationsamtes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Integrationsamt soll die Entscheidung, falls erforderlich, auf Grund mündlicher Verhandlung, innerhalb eines Monats vom
                     Tag des Eingangs des Antrages an treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Entscheidung wird dem Arbeitgeber und dem schwerbehinderten Menschen zugestellt.  2 Der Bundesagentur für Arbeit wird eine Abschrift der Entscheidung übersandt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Erteilt das Integrationsamt die Zustimmung zur Kündigung, kann der Arbeitgeber die Kündigung nur innerhalb eines Monats nach
                     Zustellung erklären.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Zustimmung des Integrationsamtes zur Kündigung haben keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 In den Fällen des § 172 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass die Entscheidung innerhalb eines
                     Monats vom Tag des Eingangs des Antrages an zu treffen ist.  2 Wird innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt.  3 Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 172
Einschränkungen der Ermessensentscheidung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Integrationsamt erteilt die Zustimmung bei Kündigungen in Betrieben und Dienststellen, die nicht nur vorübergehend eingestellt
                     oder aufgelöst werden, wenn zwischen dem Tag der Kündigung und dem Tag, bis zu dem Gehalt oder Lohn gezahlt wird, mindestens
                     drei Monate liegen.  2 Unter der gleichen Voraussetzung soll es die Zustimmung auch bei Kündigungen in Betrieben und Dienststellen erteilen, die
                     nicht nur vorübergehend wesentlich eingeschränkt werden, wenn die Gesamtzahl der weiterhin beschäftigten schwerbehinderten
                     Menschen zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht nach § 154 ausreicht.  3 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine Weiterbeschäftigung auf einem anderen Arbeitsplatz desselben Betriebes oder derselben
                     Dienststelle oder auf einem freien Arbeitsplatz in einem anderen Betrieb oder einer anderen Dienststelle desselben Arbeitgebers
                     mit Einverständnis des schwerbehinderten Menschen möglich und für den Arbeitgeber zumutbar ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn dem schwerbehinderten Menschen ein anderer angemessener und zumutbarer
                     Arbeitsplatz gesichert ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Arbeitgebers eröffnet, soll das Integrationsamt die Zustimmung erteilen,
                     wenn
                  

                  
                     
                        	
                           der schwerbehinderte Mensch in einem Interessenausgleich namentlich als einer der zu entlassenden Arbeitnehmer bezeichnet
                              ist (§ 125 der Insolvenzordnung),
                           

                        

                        	
                           die Schwerbehindertenvertretung beim Zustandekommen des Interessenausgleichs gemäß § 178 Absatz 2 beteiligt worden ist,

                        

                        	
                           der Anteil der nach dem Interessenausgleich zu entlassenden schwerbehinderten Menschen an der Zahl der beschäftigten schwerbehinderten
                              Menschen nicht größer ist als der Anteil der zu entlassenden übrigen Arbeitnehmer an der Zahl der beschäftigten übrigen Arbeitnehmer
                              und
                           

                        

                        	
                           die Gesamtzahl der schwerbehinderten Menschen, die nach dem Interessenausgleich bei dem Arbeitgeber verbleiben sollen, zur
                              Erfüllung der Beschäftigungspflicht nach § 154 ausreicht.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 173
Ausnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Vorschriften dieses Kapitels gelten nicht für schwerbehinderte Menschen, 
                  

                  
                     
                        	
                           deren Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungserklärung ohne Unterbrechung noch nicht länger als sechs Monate
                              besteht oder
                           

                        

                        	
                           die auf Stellen im Sinne des § 156 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 beschäftigt werden oder

                        

                        	
                           deren Arbeitsverhältnis durch Kündigung beendet wird, sofern sie

                           
                              
                                 	
                                    das 58. Lebensjahr vollendet haben und Anspruch auf eine Abfindung, Entschädigung oder ähnliche Leistung auf Grund eines Sozialplanes
                                       haben oder
                                    

                                 

                                 	
                                    Anspruch auf Knappschaftsausgleichsleistung nach dem Sechsten Buch oder auf Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des
                                       Bergbaus haben.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                   2 Satz 1 Nummer 3 (Buchstabe a und b) finden Anwendung, wenn der Arbeitgeber ihnen die Kündigungsabsicht rechtzeitig mitgeteilt
                     hat und sie der beabsichtigten Kündigung bis zu deren Ausspruch nicht widersprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner bei Entlassungen, die aus Witterungsgründen vorgenommen werden, keine Anwendung,
                     sofern die Wiedereinstellung der schwerbehinderten Menschen bei Wiederaufnahme der Arbeit gewährleistet ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner keine Anwendung, wenn zum Zeitpunkt der Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinderter
                     Mensch nicht nachgewiesen ist oder das Versorgungsamt nach Ablauf der Frist des § 152 Absatz 1 Satz 3 eine Feststellung wegen
                     fehlender Mitwirkung nicht treffen konnte.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Arbeitgeber zeigt Einstellungen auf Probe und die Beendigung von Arbeitsverhältnissen schwerbehinderter Menschen in den
                     Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 unabhängig von der Anzeigepflicht nach anderen Gesetzen dem Integrationsamt innerhalb von vier
                     Tagen an.
                  

               

               
                     § 174
Außerordentliche Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kapitels gelten mit Ausnahme von § 169 auch bei außerordentlicher Kündigung, soweit sich aus den
                     folgenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Zustimmung zur Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen beantragt werden; maßgebend ist der Eingang des Antrages bei
                     dem Integrationsamt.  2 Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Arbeitgeber von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Integrationsamt trifft die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen vom Tag des Eingangs des Antrages an. Wird innerhalb
                     dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn die Kündigung aus einem Grund erfolgt, der nicht im Zusammenhang mit
                     der Behinderung steht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kündigung kann auch nach Ablauf der Frist des § 626 Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgen, wenn sie unverzüglich
                     nach Erteilung der Zustimmung erklärt wird.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Schwerbehinderte Menschen, denen lediglich aus Anlass eines Streiks oder einer Aussperrung fristlos gekündigt worden ist,
                     werden nach Beendigung des Streiks oder der Aussperrung wieder eingestellt.
                  

               

               
                     § 175
Erweiterter Beendigungsschutz
                     

                  

                   1 Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Menschen bedarf auch dann der vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes,
                     wenn sie im Falle des Eintritts einer teilweisen Erwerbsminderung, der Erwerbsminderung auf Zeit, der Berufsunfähigkeit oder
                     der Erwerbsunfähigkeit auf Zeit ohne Kündigung erfolgt.  2 Die Vorschriften dieses Kapitels über die Zustimmung zur ordentlichen Kündigung gelten entsprechend.
                  

               

               

                  (...)

               

            

         

         
               Kapitel 10
Sonstige Vorschriften
               

            

            

            (...)

            
                     § 207
Mehrarbeit
                     

                  

                  Schwerbehinderte Menschen werden auf ihr Verlangen von Mehrarbeit freigestellt.

               

               
                     § 208
Zusatzurlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt
                     sich die regelmäßige Arbeitszeit des schwerbehinderten Menschen auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche,
                     erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend.  2 Soweit tarifliche, betriebliche oder sonstige Urlaubsregelungen für schwerbehinderte Menschen einen längeren Zusatzurlaub
                     vorsehen, bleiben sie unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesamten Kalenderjahres, so hat der schwerbehinderte Mensch für
                     jeden vollen Monat der im Beschäftigungsverhältnis vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft einen Anspruch auf ein Zwölftel
                     des Zusatzurlaubs nach Absatz 1 Satz 1. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle
                     Urlaubstage aufzurunden.  2 Der so ermittelte Zusatzurlaub ist dem Erholungsurlaub hinzuzurechnen und kann bei einem nicht im ganzen Kalenderjahr bestehenden
                     Beschäftigungsverhältnis nicht erneut gemindert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 152 Absatz 1 und 2 rückwirkend festgestellt, finden auch für die
                     Übertragbarkeit des Zusatzurlaubs in das nächste Kalenderjahr die dem Beschäftigungsverhältnis zugrunde liegenden urlaubsrechtlichen
                     Regelungen Anwendung.
                  

               

               (...)

               

            

         

      

      

      1
            Das komplette Gesetz kann unter folgender Adresse aufgerufen werden: http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9
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